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1 Anlass, Ziel und lnhalt der Planung

1.1 Anlass, Ziel und Erfordernis

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wurden die
zentralen Zielsetzungen verfolgt

. eine gewerbliche Brachfläche wieder nutzbar
zu machen und

. dieplanungsrechtlichenVoraussetzungenzur
Entwicklung eines Gewerbegebiets auf dem
Gelände der ehemaligen Ziegelei zu schaffen.

Nachdem der Standort bereits über längere Zeit das

Erscheinungsbild am ntirdlichen Ortseingang von U-
evekoven negativ prägte, hat der heutige Eigentü-

mer die Grundstücksflächen mit der Absicht erwor-
ben, diese einer gewerblichen Wiedernutzung zuzu-

führen. Voraussetzung hierfür war die Schaffung von
PlanunSsrecht. Da der Standort planungsrechtlich

überwiegend als Außenbereich im Sinne von § 35
Baugesetzbuch (BauGB) zu bewerten war, war die
Aufstellung eines BebauunBsplans zwingend erfor-
derlich.

Aus diesen Gründen hatte der Grundstückseigentü-
mer am 10. März 2015 den Antrag aufAufstellung ei-
nes Bebauungsplans an die Stadt Wegberg gestellt.

ln seiner Sitzung am 16. Juni 2015 hat der Rat der
Stadt Wegberg schließlich beschlossen, den Bebau-

unSsplan Vll-4 - Uevekoven ,,Gewerbegebiet Er-

kelenzer Straße" aufzustellen. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde am 7. März 2016 ortsüblich bekannt
gemacht. Durch Beschluss des Ausschusses für Stadt-
entwicklung und -planun8 vom 2. Juni 2015 wurde
die Verwaltung außerdem beauftragt, im Rahmen

des Bauleitplanverfahrens notwendige städtebauli-
che Verträge mit dem AntraSsteller abzuschließen.

1.2 RäumllcherGeltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauun8splans

Vll4 hat eine Fläche von rund 6 ha und umfasst in

der Gemarkung Wegberg (4539), Flur 26, die Flurstü-
cke mit den Nummern 78O,2L3,274,275,276,277
sowie Teile aus den Flurstücken mit den Nummern
80 und 218. Die genaue Abgrenzung des Plangel-

tungsbereichs ist der Bebauungsplandarstellung im
Maßstab I :500 zu entnehmen.

Die Abgrenzung des Plangeltungsbereichs wurde im
Planungsprozess gegenüber dem Aufstellungsbe-
schluss vom 16. Juni 2015 verändert. Während sich

die bis dahin geplante Abgrenzung ausschließlich an
bestehenden Flurstücksgrenzen orientierte, konnten
die naturräumlichen Gegebenheiten und planerische
Vorgaben mit der veränderten Plangebietsabgren-
zung besser berücksichtigt werden, wie z. B. das Frei-
halten des Böschungsfußes südwestlich des Plange-
biets. Darüber hinaus konnten notwendige Entwäs-

serungsanlagen an topografisch geeigneter, d. h. an

der am tiefsten gelegenen Stelle innerhalb des Plan-
gebiets untergebracht und planungsrechtlich gesi-

chert werden.

Abbildung 1: Anlage 2 zum Aufstellungsbeschluss
vom 16. Juni 2016 - Räumlicher Geltungsbereich

Quelle: Stodt wegberg

AbbildunS 2: Räumlicher Geltungsbereich des

Bebauun8splans Nr. Vll-4 (Entwurf, Februar 2020)

Quelle: Luftbild @ Stodt wegberg, Dorstellung Stodt- und
Reg io n olpl o n u ng Dt. J o nsen,
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Das Bebauungsplangebiet ist im rechtswirksamen
Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg gemäß § 1

Nr.3 BauNVO als,,Gewerbliche Baufläche" (G) ohne
weitere Spezifizierung ausgewiesen. Aufgrund der
früheren gewerblichen Nutzung des Plangebiets als

Ziegeleigelände und der entsprechenden Auswei-

sung als gewerbliche Baufläche im rechtswirksamen
Flächennutzungsplan der Stadt We8berg standen
Ziele der Raumordnung und Landesplanung der 8au-

leitplanung nicht entgegen.

Das gesamte Gebiet ist als Altlastenverdachtsfläche
eingestuft (entsprechende Kennzeichnung und Hin-

weise im Bebauungsplan). Oie Flächen außerhalb der
(inzwischen beseitigten) Baukörper der alten Ziegelei

lagen im Landschaftsschutzgebiet (LSG). Gemäß § 20

Abs.3 Landschaftsgesetz - LG NRw (Gesetz zur Si-

cherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der
Landschaft ) sind die widersprechende Darstellungen
und Festsetzungen des Landschaftsplans mit dem ln-
krafttreten des Bebauungsplans Nr. Vll-4 außer Kraft

getreten, denn der Träger der Landschaftsplanung

hat im Beteiligungsverfahren dem Flächennutzungs-
plan (FNP) nicht widersprochen (Neuaufstellungs-

verfahren FNP: Beschluss des Rotes zur Anderung

vom 26.02.2008, bekonntgemdcht dm 02.O7.2OO9).

Das Plangebiet liegt in der ehemals gesetzlich fest-
gelegten Wasserschutzzone lll A der Wassergewin-
nungsanlage (wG) wegberg-Uevekoven. Diese ist

zurzeit aufgehoben. Auf die geplante (Wieder-) ln-
kraftsetzung der Wasserschutzzone lll A wird im Be-

bauungsplan hingewiesen. Nach der, zum zeitpunkt
der Planaufstellung, aktuellen Rechtslage ist eine
(neue) Wasserschut2gebietsverordnung, die auch

das Plangebiet erfasst (noch) nicht rechtswirksam
und konnte demnach nicht nachrichtlich in den Be-

bauungsplan übernommen und dabei auch Bezug

auf geltende Verordnungsinhalte genommen wer-
den. Unter Vorsorgegesichtspunkten wurde im Be-

bauungsplan auf diese Voraussetzungen hingewie-

sen.

Abbildung 3: Bebauungsplanentwurf Nr. Vll-4 (Februar 2020)
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Quelle: Grundloge @ Geobosis NRW Entwutfsdorstellung Stodt- und Regionolplonung Or.lonsen GmbH, Köln lFeb, 2020)
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2 Verfahren

2.1 verfahrensart

Der Bebauungsplan ist gemäß § 2 BauGB als soge-
nannter Angebotsplan im Regelverfahren mit sämtli-
chen Beteiligungsschritten nach den §§ 3, 4 i. V. m.

§ 4a BaUGB aufgestellt worden.

2.2 vertahrensablauf - Übersicht

2.3 FrühzeititeBeteili&nt

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am 19.03.2019

ist die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4a Baugesetz-

buch (BauGB) in der Zeit vom 8. April 2019 bis ein-
schließlich 17. Mai 2019 erfolgt.

Oer Bebauungsplanvorentwurf konnte während die-
ser Zeit im Fachbereich Planen, Bauen, Wohnen der
stadtverwaltung wegberg, Rathausplatz 25, 47844
WegberS, Ebene 5, von Montag bis Freitag 08.30 Uhr

bi§ 12.00 Uhr, montags, mittwochs und donnerstags
nachmittags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und zusätz-

lich Dienstag von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr von jeder-

mann eingesehen werden. lm Zeitraum der frühzei-
tigen Beteiligung konnten Stellungnahmen zur Pla-

nung schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt-
verwaltung Wegberg im Rathaus der Stadt Wegberg
abgegeben werden.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange sind gemäß § 4 Abs. 1 BaUGB frühzeitig an der
Planung beteiligt und von der Stadt Wegberg mit
Schreiben vom 08.04.2019 um Abgabe einer Stel-
lungnahme mit Fristsetzung bis zum 17.05.2019 ge-

beten worden.

Oer lnhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und
der Bebauungsplanvorentwurf waren zeitgleich auch

auf den lnternetseiten der Stadt Wegberg zugäng-

lich.

2.4 Erste öffentliche Ausletunt und erneute
öffentliche Ausletunt

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am 30.01.2020
hat die Stadt Wegberg den gebauungsplanentwurf

mit Begründung einschließlich Umweltbericht ge-

mäß § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 4a BaUGB in der
Zeit vom 25. Februar 2020 bis einschließlich 30. Mä12

2020 öffentlich ausgelegt.

Der Bebauungsplanentwurf mit Begründung ein-
schließlich Umweltbericht, die Fachgutachten und
-planungen im Zusammenhang mit der Bauleitpla-
nung sowie die bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen und lnformationen konnten
während der ersten öffentlichen Auslegung im Fach-

bereich Planen, Bauen, Wohnen der Stadtverwal-
tung Wegberg, Rathausplatz 25, 47844 Wegberg,

Ebene 5, von Montag bis Freitag 08.30 Uhr bis 12.00
Uhr, und montägs, mittwochs und donnerstags von

Datum/2eitraum Beschlüsse/verfahrensschritt€
16.06.201s Aufstellungsbeschluss gem. §2 (1)

BaUGB durch den Ausschuss für Woh-
nen, Bauen, Umwelt und Vergabe
(WBUV) der Stadt Wegberg und Be-

schluss zur Durchführung der frühzei-
tigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4
(1) BaUGB

07.03.2016 Ortsübliche Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses

19.03.2019 Ortsübliche Bekanntmachung der
frühzeitiSen Beteilisune

08.04.2019 -
17.05.2019

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit gem. § 3 (1) sowie der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gem. § 4 (1) i. V. m. § 4a BaUGB
(einschl. Abfrage zu Umfang und De-
taillierungsgrad der Umweltprüfung
zum Bebauungsplan)

30.01.2020 Ortsübliche Eekanntmachung der öf-
fentlichen Auslegung

25.02.2020 -
30.03.2020

Eeteiligung der Öffentlichkeit sowie
der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gem. § 3 (2) und
§ 4 (2)i. V. m. § 4a BaUGB

13.03.2020 Ortsübliche Bekanntmachung der er-
neuten öffentlichen Auslecunc

01.04.2020 -
04.05.2020

Erneute öffentliche Auslegung und
Beteiligung der Öffentlichkeit gem.

§ 3 (2) und § 4 (2) i. v. m. § 4a BauGB,
aufgrund der Corona-Pandemie

19.05.2020 Beratung der während der Beteiligung
gem. §§3, 4 BaUGB eingegangenen
Stellungnahmen und gelange durch
den WBUV der Stadt Wegberg

23.06.2020 Abwägung der während der Beteili-
gung gem. §§ 3, 4 EauGB eingegange-
nen Stellungnahmen und Belange
gem. § 1 (7) BaUGB und Satzungsbe-
schluss gemäß § 10 {1) BauGB durch
den Rat der Stadt WeßberR

05.11.2020 Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses gemäß § 10 (31 BauGB
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14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie zusätzlich Dienstag

von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr von jedermann eingese-

hen werden. lm Zeitraum der ersten öffentlichen
Auslegung konnten Stellungnahmen zur Planung

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadtverwal-
tung Wegberg im Rathaus der Stadt Wegberg abge-
geben werden.

Aufgrund der Corona-Pandemie hat die Stadt Weg-
berg hat den Bebauungsplan Nr. Vll-4 in der Zeit vom
1. April 2020 bis einschließlich 4. Mai 2020 (mit un-

verändertem Planinhalt) erneut öffentlich ausgelegt.

Da die regulären öffnungszeiten des Rathauses in

dieser Zeit ausgesetzt waren, war die Öffentlichkeit
aufgefordert, sich für die Einsichtnahme in die Be-

bauungsplanunterlagen vorab mit dem zuständigen

Fachbereich Planen, Bauen, wohnen der Stadtver-
waltung Wegberg zur Terminabsprache in Verbin-
dung zu setzen. Die ortsübliche Bekanntmachung

der erneuten Offenlage ist am 13.03.2020 erfolgt.

lm Zeitraum der erneuten öffentlichen Auslegung

des Bebauungsplans Nr. Vll-4 konnten Stellungnah-
men zur Planung, aufBrund der eingeschränkten Zu-
gänglichkeit des Rathauses in Folge der Corona-

Schutzmaßnahmen insbesondere schriftlich bei der
Stadtverwaltung Wegberg abgegeben werden.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger

offentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 Baucg ist
gleichzeitig mit der Beteiligung der Öffentlichkeit
(erste öffentliche Auslegung) erfolgt. Die Stadt Weg-
berg hat die Behörden und sonstigen Trä8er öffentli-
cher Belange mit Schreiben vom 24.O2.2O2O zut Ab-

gabe ihrer Stellungnahme mit Fristsetzung bis zum

30.03.2020 aufgefordert.

Der lnhalt der ortsüblichen Bekanntmachung, der
Planentwurf mit Begründung einschließlich Umwelt-
bericht, die Fachgutachten und -planungen im zu-

sammenhang mit der Bauleitplanung sowie die be-

reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men und lnformationen waren ieweils zeitgleich zu

der ersten und erneuten Offenlage auch auf den ln-

ternetseiten der Stadt WegberS zugänglich.

Zu den Fachgutachten und -planungen im zusam-

menhang mit der Bauleitplanung gehörten:

. ,,Stadt wegberg, Bebauungsplan Nr. Vll-4,

Uevekoven - Umweltbericht und landschafts-

pfl egerischer Fachbeitrag" sey{iC

,,Stadt Wegberg, Bebauungsplan Nr. Vll-4,
Uevekoven - Fachbeitrag zum Artenschutz -
Vorprüfung" (ASP l), Ute Rebstock Büro für
Landschaft splanung, Eschweiler im November

2019
. ,,Geotechnische Stellungnahme zu den durch-

geführten Untersuchungen des Proiekts Er-

schließung Gewerbegebiet wegberg-Ueve-
koven", IBL Laermann GmbH, Mönchenglad-
bach, 17. November 2016

. Verkehrszählung und Aussagen zum Verkehr
(Abschnitt 4.2 dieser Begründung) - lngenieur-
büro A. Gietemann, Geilenkirchen, E-Mail-

Nachricht vom 11. November 2019 an Stadt-
und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH

. Stellungnahme zu möglichen Festsetzungen

zum Gewerbelärm im Bebauungsplan Vll-4 Ue-

vekoven -Gewerbegebiet Erkelenzer Straße

der Stadt wegberg, ACCON Köln GmbH ACB

LLL9-4O76La-762_2 vom 26. November 2019
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3 BerücksichtigungderUmweltbelange

3.1 Umweltprüfung

Ourch den Bebauungsplan Nr. Vll-4 werden Gewer-
begebietsflächen in einem Umfang von insgesamt

rund 5 ha, sowie insgesamt etwa t ha Verkehrsflä-
chen und Flächen für Versorgungsanlagen/ Abwas-
serbeseitigung im bisherigen Außenbereich i. S. v.

§ 35 BaUGB festgesetzt. Aufeinem Flächenanteil von
etwa 18,5 % (ca. 1,1 ha) des Plangebiets setzt der Be-

bauungsplan Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr.20 BaUGB fest.

Flächenbilanz zum Bebauungsplan Nr. Vll-4

Quelle: Stodt- und Regionolplonung Dr, Jansen cmbH,
(E ntwu tf, Feb ruo r 2020)

Nach § 1Abs.5 und Abs.6 Nr. 7 BaUGB sind bei der
Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Um-
weltschutzes, des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf
Menschen, Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser,

Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen

sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu

berücksichtigen.

lm Umweltbericht (Teil 2 der Bebauungsplanbegrün-
dung), der sowohl die erforderlichen lnhalte eines

Umweltberichts als auch eines landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrags umfasst, werden die ökologi-
schen und landschaftlichen Gegebenheiten darge-
stellt und bewertet. Es erfolgt eine Beschreibung und
Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf
Menschen, einschließlich der menschlichen Gesund-

heit, Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt,
Boden, wasser, Luft / Klima, Landschaft, und Kultur-
und sonstige Sachgüter sowie die ieweili8en wech-
selwirkun8en.

Das Ergebnis zeigt, dass durch das Planvorhaben

keine Naturgüter betroffen sind, denen im heutigen

Zustand eine außergewöhnliche Wertigkeit zuge-

sprochen werden kann.

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft wer-
den durch den Bestandserhalt wertvoller Elemente,

durch die Berücksichtigung des Artenschutzes, durch
die Versickerung des anfallenden Oberflächenwas-
ser sowie durch die Erstellung der Randeingrünung
vermieden und verringert:

ln Bezug auf das Schutzgut Mensch, einschließlich
der menschlichen Gesundheit, ergeben sich durch
das Planvorhaben in Bezug auf mögliche lmmissio-
nen und die Naherholungsfunktion gegenüber dem
derzeitigen Zustand keine relevanten Beeinträchti-

8un8en.

Die Durchführung der geplanten Überbauung führt
zu einer Veränderung des Landschaftsbildes. Ein Teil

der Wiese und der durch Sukzession entstandenen
Gehölze werden zusätzlich überbaut werden.

Der Landschaftsraum wurde bereits durch die Lehm-
grube und durch die Gebäude der ehemaligen Zie-
gelei geprägt. Durch die alten Gebäude und die
große Produktionshallen war der Landschaftsraum

bereits stark vorbelastet. Die Ziegelei bildete einen
markanten Faktor in der landwirtschaftlich gepräg-

ten Umgebung. Die Höhen der geplanten Gebäude
liegen bei ca. 15 m. Das Plangebiet wird an den Rän-

dern mit Gehölzen eingegrünt. lm 5üden erfolgt eine
Eingrünung direkt unmittelbar außerhalb des Plan-
gebiets. Der Erhalt der Steilwände mit den Gehölzen

und die Erstellung der Randeingrünungen führen
dazu, dass das Landschaftsbild auch in Zukunft rela-
tiv stark strukturiert sein wird und durch die bauli-
chen Anlagen nicht relevant beeinträchtigt werden
wird.

Die teilweise Überbauung der bisher kaltluftprodu-
zierenden Wiesenfläche ist von geringer BedeutunB

und führt zu keiner erheblichen Beeinträchtigung
des Schutzguts Klima. Beeinträchtigungen ausgewie-

sener Frischluft schneisen oder Kaltluft entstehungs-

Bebiete sind nicht gegeben. Die möglichen bau-, be-

triebs- oder anlagebedingten Schadstoffemissionen
sind als gering einzustufen.

Natürliche Bodenstrukturen sind nicht vorhanden,

die Nutzung durch Abgrabung hat den Boden bereits

NuEunt m2 %.Anteil

GewerbeSebiete (GE1- GE3) 50.759 83,6

Verkehrsflächen 3.503 5,8

Fläche für Versorgungsanlagen 31

Fläche für Abwasserbeseitigung 6.407 10,6

6.ltunpb.r.hh t6.mt 6o.r(x, too
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überprägt. Die Beeinträchtigung der Schutzgüter Bo-

den und Wasser ist auf die zusätzliche Versiegelung
beschränkt. Das oberflächenwasser wird innerhalb
des Plangebietes zur Versickerung Bebracht.

Durch die lnanspruchnahme von Gehölzen und Wie-
senfläche entfällt ein aktuelles bzw. potentielles

Fortpflanzungs- und Nahrungshabitat für Vögel,

Kleinsäuger, Fledermäuse und lnsekten.

Der besondere Charakter der Eingriffsfläche liegt in

ihrer Eigenschaft als halboffener Biotopkomplex. lm

Rahmen der Planung wurde auf die Erhaltung und

Entwicklung dieses Lebensraumtyps besonderer
Wert gelegt. Das Maßnahmenkonzept sieht sowohl
im Südwesten als auch außerhalb des Plangebiets

eine Ergänzung und Verbesserung der vorhandenen
halboffenen Strukturen vor. lntensiv genutzte Land-

wirtschaftsflächen sollen extensiviert werden. Zu-

dem sollen lineare strukturgebende Pflanzungen

entstehen, die gleichzeitig auch der Randeingrünung
des Plangebiets dienen. Bau- und betriebsbedingte
Störeffekte durch Lärm, Abgase oder visuelle Reize

werden bei Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen vom Vorhaben nicht in einem Umfang aus-
gehen, der zu einer erheblichen Beeinträchtigung

der umgebenden Fauna führt.

lnsgesamt führt das geplante Vorhaben nicht zu ei-
ner bedeutenden Beeinträchtigung von Tieren,

Pflanzen und der biologischen Vielfalt im Land-

schaftsraum. Unzulässige Auswirkungen auf Tiere
und Pflanzen und die biologische Vielfalt treten nicht
ein.

Die quantitative Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung
zeigt, dass der Eingriff durch Maßnahmen innerhalb
und außerhalb des Plangebiets vollständig ausgegli-

chen werden kann. Die außerhalb des Plangebiets

liegenden Maßnahmenflächen liegen südlich und
nordwestlich des Pangebiets und befinden sich im
Besitz des derzeitigen Grundstückeigentümers im

Plangebiet. Diese Flächen werden zurzeit intensiv

ackerbaulich genutzt.

3.2 PlanerischeBerücksichtitungder
Umweltbelange

Der Bauleitplanung lag ein städtebauliches Konzept

zugrunde, das eine gewerbliche Nutzung für das

Plangebiet vorsah. Um unterschiedliche Flächenan-

sprüche der künftigen Nutzer abdecken zu können,
wurde die verkehrliche Erschließung des Plangebiets

bewusst einfach gehalten, es wird von der Erkelenzer

Straße (L 3) durch eine rund 200 m lange Stichstraße

mit Wendeanlage erschlossen werden. Die Anbin-

dung der Planstraße an die L 3 erfolgt mittels einer T-

Einmündung. Die Planstraße ist im Bebauungsplan

als Straßenverkehrsfl äche festgesetzt.

verkehr

Die Auswirkungen, die sich durch die Erschließung

des Gewerbegebiets Erkelenzer Straße voraussicht-
lich im umliegenden Verkehrswegenetz ergeben
werden, wurden im Rahmen der Bebauungsplanauf-

stellung betrachtet. Trotz Zunahme des Verkehrs

durch die Gewerbegebietserschließung bleibt dem-
nach insgesamt festzuhalten, dass sich die Verkehrs-
qualität für die Verkehrsstrtime auf der Erkelenzer

Straße im Bereich des geplanten Gewerbegebiets in

der Ortslage Uevekoven nicht verschlechtern wird.
Es wird zu jeder Zeit die Qualitätsstufe A (beste

stufe) erreicht.

Gewerbegebiet, Ausschluss von Nutzungsarten mit
potenziell negativen Auswirkungen auf das Umfeld

Entsprechend der planerischen Zielsetzung für die
gewerbliche Wiedernutzung des ehemaligen Zie-
geleigeläfi des setzt der Bebauungsplan,,Gewerbege-
biet" (GE) gemäß §8 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) fest. Von den nach § 8 BaUNVO in Gewer-
begebieten allgemein und ausnahmsweise zulässi-
gen Nutzungen werden einzelne Nutzungsarten, ins-

besondere aufgrund der planerisch gebotenen Kon-

fliktlösung im Bebauungsplan, ausgeschlossen - z. B.

Einzelhandel, Schrottplätze, Bordelle u. a.

lmmissionsschutz

Damit keine unzumutbaren Luft-, Schadstoff- bzw.

Geruchs- aber auch Lärmimmissionen an schutzbe-

dürft igen benachbarten Wohnbauflächen auft reten,
wird gemäß § 1 Abs.4 Satz 1 Nr.2 BaUNVO in die
Teilgebiete GE 1- GE 3 gegliedert und in seiner Nut-
zung auf Grundlage des Abstandserlasses für das

La nd Nordrhei n-Wesltalen (,, Abstii n de zw i sch e n I n -

dustrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten
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im Rohmen der Eouleitplonung und sonstige für den

lmmissionsschutz bedeutsdme Abstdnde" - Ab-
stondserlass des Ministeriums für Umwelt und Notur-
schutz, Londwirtschaft und Verbroucherschutz NRW

- V-3 - 8804.25.7 vom 6. luni 2OO7, Ministeriolblott

für dds Lond NRW, 60. Johrgong, Nr. 29, ousgegeben

zu Düsseldoi om 12. Oktober 2@7) eingeschränkt.

,,Störfallbetriebe"

Um Störfälle auszuschließen, die das Plangebiet und
sein Umfeld beeinträchtigen können, regelt der Be-

bauungsplan Vll-4 gemäß § I Abs.4 Nr.2 BaUNVO

für sämtliche Gewerbeteilgebiete (GE 1 - GE 3), dass

keine Betriebe und Betriebsbereiche zulässig sind,

die in den Anwendungsbereich der Störfall-Verord-
nung (Zwölfte verordnung zur Durchführung des

Bu ndesl mmissionsschutz-gesetzes Störfoll-Verord -
nung - 72. Blmschv- in der Fossung der Eekonntmo-
chung vom 8. Juni 2005 (gGBl. I S. 1598), zuletzt ge-

ändert durch Artikel T9 der Verord-nung vom 37. Au-
gust 2075 (qGBl. I S. 1474) - 12. Elmschv) fallen.
Hierdurch findet der passiv planerische 5törfall-
schutz in der Bauleitplanung Berücksichtigung.

Effiziente Ausnutzbarkeit, sparsamer Umgang mit
Grund und Boden

Das Maß der baulichen Nutzung wird in den Gewer-
beteilgebieten GE l bis GE 3 durch die differenzierte
FestsetzunB zulässiger Höhen baulicher Anlagen und

Gebäude über Normalhöhen-Null (§ 18 Abs. 1

BaUNVO) in Kombination mit der Grundflächenzahl
(GRZ) und Baumassenfl ächenzahl (BMZ) festgesetzt.

Damit ist das Maß der baulichen Nutzung gemäß

§ 16 Abs.3 sowle i.5. v. § 17 Abs. 1 BauNvo hinrei-
chend bestimmt. Die überbaubaren Grundstücksflä-
chen gemäß § 9 Abs. 1 Nr.2 BaUGB werden in der
Plandarstellung zeichnerisch durch Baugrenzen fest-
gesetzt.

Nachhaltite Ver- und Entsortun& Entwässerung

Aufgrund der örtlichen Geländeverhältnisse und der
naturräumlichen Gegebenheiten (am tiefsten gele-

Bener Bereich, geringste Störwirkung für Flora und

Fauna) sehen die Erschließungsplanungen in der

nordwestlichen Plangebietsecke die zentrale Entsor-

gung des Niederschlagswassers von öffentlichen
Verkehrsflächen sowie von privaten Flächen und
wegen aus dem Gewerbegebiet durch Versickerung

mit vorgeschalteter Klärung vor. Hierzu wird ein na-

turnah gestaltetes Regenrückhaltebecken (RRB) her-
gestellt, dessen Randbereich landschaftsgerecht zu
gestalten ist. Die Anlage zur Niederschlagswasserbe-

seitigung ist im Bebauungsplan als Fläche für die Ab-
urasserbeseitigung festSesetzt. Sie wird ausgehend

von der Wendeanlage am Ende der Planstraße er-
schlossen, planungsrechtlich gesichert als Verkehrs-
fl äche besonderer Z\ryeckbestimmung,,Wirtschaft s-

weg".

Zur Sicherung der VersorgunB bzw. zur Errichtung ei-
ner erforderlichen Umspannstation im Gewerbege-

biet setzt der Bebauungsplan im Bereich der Einmün-

dung Planstraße/Erkelenzer Straße eine Fläche für
VersorgunBsanlaSen,,Elektrizität" fest.

manz- und Begrünungsmaßnahmen, Eingriff und
Ausglelch

Grundlage für die Festsetzung der Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft,

zum AusSleich sowie zum Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen war der
landschaftspflegerische Fachbeitrag zum Bebau-

ungsplan Nr. Vll-4. Das darin enthaltene Maßnah-
menkonzept sieht eine vollständige Eingrünung des

Plan8ebiets vor. Die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BaUGB

festgesetzten Maßnahmen CFIächen) M1 - M4 lie-

8en innerhalb des Plangebiets und nehmen unter-
schiedliche ökologische und gestalterische Funktio-
nen ein. Das naturschutzrechtliche Ausgleichserfor-

dernis wird außerdem über Maßnahmen auf Flächen

außerhalb des Plangebiets gedeckt.

Retelunten zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwlrkungen lm Slnne des Blmschc

Als Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Um-

welteinwirkunSen und sonstigen Gefahren im Sinne

des Bundes-lmmissionsschut2gesetzes setzt der Be-

bauungsplan gemäß §9 Abs. 1 Nr.24 BaUGB fest,

dass

. Keller unterhalb der Geländeoberfläche - zur

Vermeidung potenzieller Gebäudeschäden

aufgrund eines langfristi8 zu erwartenden

Grundwasseranstie8s nach Beendigung des
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Braunkohlebergbaus - in wasserundurchlässi-
ger Bauweise oder als,,weiße Wanne" auszu-

führen sind und dass

die Verwendung von unbeschichteten Metall-
dacheindeckungen im Plangebiet nicht zulässig

ist, um eine potenzielle Ausschwemmung von

Metallionen aus Dacheindeckungen zu verhin-

dern.

Gestaltungsvorschriften mit umweltbezogener
wirksamkeit

Der Bebauungsplan trifft im sinne einer ansprechen-

den (baulichen) Gestaltung sowie von Nachhaltigkeit
und Umweltrelevanz, außerdem örtliche Bauvor-

schriften gemäß § 9 Abs. 4 BaUGB i. V. m. § 89 Abs. 1

Bauo NRw 2018). Hierzu gehören Regelungen hin-

sichtlich von

. Werbeanlagen

. Grundstückseinfriedungensowie

. Abfallsammelbehälternund-plätzen.

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs. 6

BauG B

Das Plangebiet (ehemaliges ziegeleigelände) wird im
Altlastenkataster des Kreises Heinsberg als Altlasten-
verdachtsfläche geführt. Unter Vorsorgegesichts-
punkten wird im Bebauungsplan Vll-4 empfohlen,
rechtzeitig vor dem Beginn von Erdarbeiten eine Ge-

fährdungsabschätzung für die von Vorhaben be-

troffenen Grundstücksflächen durchführen zu las-

sen.

Hinweise auf Vorgaben nach anderen rechtlichen

Bestimmungen

Auf Vorgaben, die nach anderen rechtlichen Bestim-
mungen geregelt sind, wird im Bebauungsplan hin-
gewiesen. Die Hinweise dienen dazu, Eigentümer,
Nutzer und Bauherren zu informieren und z. B. die
Notwendigkeit von bestimmten Maßnahmen, Be-

hördenabstimmungen, Genehmigungen und mögli-
che Nutzungseinschränkungen im zusammenhang
mit einem Vorhaben zu verdeutlichen.
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4 Berücksichtigungderöffentlichkeits-
und der Behördenbeteiligung

Die vorgebrachten Hinweise und Anregungen wur-
den ausgewertet und - soweit dies im Rahmen des

Bauleitplanverfahrens möglich war - bei der Bebau-

ungsplanaufstellung berücksichtigt bzw. in die Plan-

begründung aufgenommen. lm Einzelnen kann dies

dem entsprechenden Abwägungsprotokoll entnom-
men werden.

Vor dem Satzungsbeschluss hat der Rat der Stadt
Wegberg über die öffentlichen und privaten Belange

beraten und diese gegeneinander und untereinan-
der gemäß § 1 Abs. 7 BaUGB abgewogen.

lm Aufstellungsverfahren wurden die abwägungsre-
levanten lnhalte der Stellungnahmen aus der öffent-
lichkeit sowie von Behörden und sonstigen Trägern
öffentlicher Belange wie folgt behandelt:

4.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher
Belange

Von Behörden und sonstige Trä8er öffentlicher Be-

lange sind während der Beteiligun8 nach § 4 i. V. m.

§ 4a BaUGB nachfolgend zusammengefasste Stel-
lunSnahmen mit umweltrelevanten Punkten und
Themen eingegangen (Schreiben, in denen weder
Anregungen noch Bedenken Beäußert wurden, wer-
den hier nicht aufgeführt). Die Stellungnahmen von
Behörden und sonstiSen Trägern öffentlicher Be-

lanße hatten im Kern folgende Themen und Punkte
zum lnhalt:

. Verkehrliche Anbindung des Plangebiets an die
Erkelenzer Straße (L 3)

. Erschließung, Ver- und Entsorgung, Abwasser-

beseitigung
. Altlastenthematik
. lmmissionsschutz
. geplante Wasserschutzzone lllA
. lnhalte und Vorgehen bei der Artenschutz- und

Umweltprüfung
. Vermeidungs-, Verringerungs- und Kompensa-

tionsmaßnahmen für Eingriffe in den Natur-
haushalt

. lnanspruchnahmebisherlandwirtschaftlichge-
nutzter Flächen für externe Kompensations-
maßnahmen.

Eezirksregierung Arnsberg, Abt. 6 Bergbau und
Energie in NRW, Schreiben vom 06.05.2019

Hinweis ouf die Lage des Plongebiets über den ouf
Brounkohle verliehenen Bergwerksfeldern,,Union
201" und Union,,93", beide im Eigentum der RV

Rheinbroun Hondel und Dienst-leistungen GmbH,

hier veftreten durch die RwE Power AG, Abt. Liegen-

schaften und Umsiedlung in Köln sowie über dem
Feld der Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken ,,So-
phio", lnhoberin der Erloubnis ist die PV GmbH Res-

sources Services & Monogement in Homm.

Hinweis doroul, doss das Plongebiet von durch Süm-
pfungsmal3nahmen des Brdunkohlenbergbaus be-

dingte n Gru ndwosserobsenku ngen betroffe n ist, wo-
bei nach Beendigung der Bergboutdtigkeiten ein

Grundwasserwiederonstieg und ggf. damit verbun-
denen Eodenbewegungen zu rechnen ist. Empfeh-

lung, die Anderungen der 6rundwosserflurobstdnde
sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen bei
Vorhoben im Plongebiet zu berücksichtigen sowie
Anpossunqs- oder SicherungsmoJ3nohmen bezüglich

bergboulicher Einwirkungen bei der Bergboubetrei-
berin onzulragen.

Die Angaben wurden zur Kenntnis genommen und
im Bebauungsplan durch entsprechende Hinweise

berücksichtigt.

Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst (KBDI, Schreiben vom 30.04.2019 so-

wie 12.03.2020

Noch Auskunft des KBD lielerten Luftbilder ous den

Johren 1939 - 1945 und ondere historische Unterld-
gen Hinweise ouf vermehrte Bodenkampfhondlun-
gen und Bombenobwürfe im Bereich des Plongebiets.

Der KBD hotte desholb eine Überprülung der zu über-
bouenden Flächen empfohlen (Antrog dul Kdmpfmit-
te I u nte rs u ch u ng ) sow ie zu sätzl ich e i n e 

'ic 
he rhe itsd e -

tektion, wenn Erdorbeiten mit erheblichen mechoni-
schen Be lostu ngen wie Rommo rbe iten, Pfohlgrü n-

dungen, Vefuouorbeiten etc. erfolgen sollen. SoJern

es noch 7945 Aulschüttungen gegeben hobe, sollten
diese bis dul dos Gelöndeniveou von 7945 abgescho-

ben werden.

Die Angaben wurden zur Kenntnis genommen und
im Bebauungsplan durch entsprechende Hinweise
berücksichtigt.
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Geologischer Oienst NRw, Schreiben vom
20.05.2019

Hinweis dorquf, dqss dos Plangebiet der Erdbeben-

zo n e /ge o I og i sc he n L) nte rg ru n d kl o sse 2/T (G e me i n d e

wegberg, Gemorkung wegberg) zuzuordnen ist so-

wie ergönzende Hinweise.

Die Angaben wurden zur Kenntnis genommen und
im Bebauungsplan durch entsprechende Hinweise

berücksichtigt.

Kreis Heinsberg, Schreiben vom 09.04.2019 und

17.05.2019 sowie 30.03.2020

Hinweis des 9etq!!le!E94!9t doss die lmmissions-
grenzwerte der TA-Lärm und der TA-Luft einzuholten
sind und keine Beeinträchtigung der umliegenden
Bevölkerung, duch durch Altlosten des Bodens, ein-
treten dof.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Die

Anregungen werden im zuge der Planverwirklichung

berücksichtigt. Die Führung des Plangebiets im Alt-
last-verdachtsfl ächenkataster des Kreises Heinsberg

ist nachrichtlich in den Bebauungsplan übernom-
men. Für eine Beeinträchtigung der umliegenden Be-

völkerung durch Altlasten des Bodens im Plangebiet

sind keine Anhaltspunkte erkennbar.

Hinweis der Lh!9_!,99!k!§!bgzbg\!i!!!g doss dos

Plo ngebiet im Altlost-Verdochtsflöchenkotaster des

Kreises Heinsberg ols Altast-Verdochtsfldche unter
der Nummer 4803/36, Wegberg Nr. 12 eÜosst (ehe-

m o I i ge s K li n ke twe rk e he m o I ige m P rod u kti o nsbetrie b
(Ho e) und dozugehörige Altobgrabung) ist sowie

Hinweis ouf vorliegende Gutochten und die geplonte

Wo sse rsch utzzo ne I I I A.

Forderung noch votloge von Nochweisen über die

ordnungsgemöße Entsorgung von belostetem Bo-

den- und Abbruchmoteriol sowie zum ordnungsge-

mößen Umqong domit im Plongebiet. Hinweise be-

züglich der geplonten Niederschlogswdsserbeseiti-
gung und zum Aufbringen und Einbringen von Mote-
idlien auf oder in den Boden außerholb von Bouwer-

ken geltende Bestimmungen noch § 12 Bundes-go-

denschutz- und Altlaste nve rordnu ng ).

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und

die Anregungen berücksichtigt, u. A. durch die nach-

richtliche Übernahme des Altlastenverdachts nach

§ 9 Abs.5 BaUGB in den Bebauungsplan. Dabei wird
empfohlen, rechtzeitigvor dem Beginn von Erdarbei-

ten eine Gefährdungsabschätzung für die von Vorha-

ben betroffenen Grundstücksflächen durchführen

sowie die Baugrundeigenschaften objektbezogen

untersuchen und bewerten zu lassen.

Auf eine Festsetzung zu flächenhafter Aufschüttung
wurde im Bebauungsplanentwurf (Offenlagefas-

sung) verzichtet. Sollten die zukünftigen Eigentümer

ihre Grundstücksflächen ganz oder teilweise auf das

Niveau der Straße anheben wollen, so wäre dies ge-

nehmigungspflichtig. Da der Bebauungsplan keine

Regelung bezüglich der zulässigkeit von (flächenhaf-

ten) Aufschüttungen trifft, ist der jeweilige Einzelfall

später mit der Genehmigungsbehörde abzustim-
men.

Hinsichtlich der zu beachtenden rechtlichen Bestim-

mungen bei Auf- bzw. Einbringen von Materialien

auf oder in den Boden sowie bezüglich der geplanten
(Wieder-) lnkraftsetzung der Wasserschutzzone lll A
wurden entsprechende Hinweise in den Bebauungs-

plan aufgenommen. Regelungen zur Abwasserbesei-

tigung wurden im Erschließungsvertrag zwischen

stadt und Grundstückseigentümer getroffen.

Die lJntere lmmissionsschutzbehörde dußefte im Hin-

btick ouf vorhondene Wohnnutzungen im Plonge-

bietsumfeld immissionsschutzrechtliche Bedenken

gegenüber der Souleitpldnung. Diese sollten durch

Nochweis in einer scholltechnischen lmmissionsprog-

nose ousgeröumt werden können, doss an den umlie-
ge nden wohnnutzungen keine schödlichen Umwelt-

e i nwi rk u n ge n d uft rete n.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis Senommen. Den

Anregungen wird im Zuge der Planverwirklichung 8e-
folgt. Eine schalltechnische lmmissionsprognose

kann im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens für
einen Angebotsbebauungsplan nicht erstellt wer-

den, da nicht bekannt ist, welche Nutzungen in Zu-

kunft auf den Teilflächen des Plangebiets ausgeübt

werden. Hinsichtlich des vorbeugenden lmmissions-

schutzes wurde das Gewerbegebiet nach dem Ab-

standserlass NRW (Abstände zwischen lndustrie-

Bebauungsplan Nr. vl14 Uevekoven der Stadt wegberg, zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a EauGB 10



bzw. Gewerbe8ebieten und wohngebieten im Rah-

men der Bauleitplanung und sonstige für den lmmis-
sionsschutz bedeutsame Abstände, RdErl. d. Ministe-
riums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz - V-3 - 8804.25.1v. 6.6.2007)
gegliedert. Auf der Genehmigungsebene ist für jedes

Einzelvorhaben durch die Bauherrenschaft der fach-
lich qualifizierte Nachweis zu erbringen, dass an den
maßgeblichen lmmissionsorten - auch unter Berück-

sichtigung bestehender Vorbelastungen - keine un-
zulässigen Geräuschimmissionen durch die gewerb-

liche Nutzung auftreten. Hierauf wird im Bebauungs-
plan hingewiesen. Die Vorschriften der TA-Luft sind
ebenfalls auf der Genehmigungsebene, bezogen auf
das jeweils konkrete Planvorhaben, zu beachten.

Forderung der Unteren Noturschutzbehörde. doss die
artenschutzrechtliche n Ve rmeid ungs- und Minimie-
ru ng s mol3n o h me n e nts pre c he n d de r Arte n sch utz p rü -

lung Stufe I des Büros Rebstock umzusetzen sind. Au-

ßerdem Hinweis, doss die Moßnohmen M5 (Weg-

berg/27/4-1, 108) und M6 (wegberg/27/132) ouf
Fldchen oulSerholb des Plongebiets, die unmittelbor
dn dieses ongrenzen, in dds Kompensotionsflächen-
kotaste r ü be rnommen werden.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Den

Anregungen wird u.A. im Zuge der Planverwirkli-
chung gefolgt. Die Artenschutzprüfung Stufe I (ASP t)

des Büros Rebstock wurde, aufgrund der Anregun-
gen des NABU, gegenüber der Vorentwurfsfassung
erBänzt. Bezüglich der artenschutzrechtlichen Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen haben
hierdurch keine Anderungen ergeben. Die ASP I lag
zum Eebauungsplanentwurf mit dem Stand Novem-
ber 2019 vor. ln der EinSriffs/-Ausgleichbilanzierung
zum Bebauungsplanentwurf hatte sich eine geringfü-
gige Änderung gegenüber der Vorentwurfsfassung
ergeben, so dass sich der verbleibende überschuss
aus den externen Ausgleichsmaßnahmen M S und
M 6 von 115 auf 63 Ökopunkte verringert hatte.

Die Untere Wdsserbehörde hot keine grundsdtzlichen
Bedenken geäußert, aber doroul hingewiesen, doss
dos Plongebiet in der Zone lll A des ehemols gesetz-
lich festgesetzten Wosserschutzgebietes für die Wos-
sergewin nu ngso nloge (WSG ) i n Wegberg-llevekove n
liegt und doss eine Neuousweisung des Schutzgebie-
tes in Arbeit ist.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und
im Bebäuungsplan durch Hinweise auf die Lage des
Plangebiets in der (wieder) geplanten Wasserschutz-

zone lll A WSG Wegberg-Uevekoven und die Einhal-

tung der Wasserschutzgebietsbestimmungen bei der
Niederschlagswasserbeseitigung sowie mögliche
Einschränkungen für die Zulässigkeit und Genehmi-
gungsfähigkeit bestimmter (Bau-) Vorhaben im Plan-
gebiet berücksichtigt. Bei der der Planung der Nie-

derschlagswasserbeseitigung im Plangebiet wurden
die Anforderungen an die bzw. eine Wasserschutz-

zone lll A beachtet.

Die Erondschutzdienststelle (Schreiben vom
O9.U.2019) hot(te) keine Bedenken, wenn die im
Schreiben oufgeführten Anforderungen erfüllt wer-
de n ( Hydrdntenobstä nde, Löschwasse rbedorf , Vo -

roussetzungen für den Einsotz von Feuerlösch- und
Rettu ngsge räten, lichte öffnu ngslliiche n von Fens-

tern in Obergeschosse n, Rettungswege ).

Oie Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Die

Brandschutzbestimmungen sind im Zuge der Plan-
verwirklichunS nach den Vorgaben der Genehmi-
gungsbehörden zu beachten.

Kreiswasserwerk Heinsber& Schreiben vom
09.04.2019

Hinweis, doss die Verrohrung im Zuge der Allgemei-
nen Erschließung mit dem Konol- und Stroßenbou er-

folgen würde sowie Bitte um lnformotion bzw. Er-

kenntnisse über Bodenkontominationen, soweit
diese vorlägen.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen.

Landesbetrieb Straßen NRW, Regionalniederlas-
sunt Niederrhein, Schreiben vom 03.05.2019 sowle
11,03.2020

Forde ru ng noch Beochtung/Berücksichtigung folge n-
der Punkte

. ollgemeine Forderungen on Londesstroßen lt.
beigefügter Anlage)

. Entfernung der bestehende Zulohtt zum Ge-
ldnde der olten Ziegelei und Trennung von der
Fohrbohn durch einen Hochbord im Zuge der
Planvetwirklichung
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. Für die Erschließung des Gebietes soll zur
neuen Zufohtt zumindest ein Linksobbieger mit
Aufstellbereich für einen Lostzug erstellt wer-
den

. Empfehlung, eine gesicherte Querung der L 3

im Bereich des festgesetzten GE 7zu schoffen
. Freiholtung sicherheitsrelevonter Sichtdreiecke

ob einer Höhe von 80 cm von Sichtbehinderun-
gen

. Recht2eitige Abstimmung der Erschließungs-
plonung mit der Regionolniederlossung Nieder-
rhein in Mönchglodboch und Abschluss einer
verwdltungsve reinbarung zwische n der Stodt

und dem Londesbetrieb Stroßenbou
. Keine Geltendmachung von Ansprüchen auf

oktiven und/oder possiven Ldrmschut2 oder
ggfls. edorderlich werdende Moßnohmen hin-
sichtlich der Schodstolfousbreitung gegenü ber
der Stroßenbo uvetwoltung möglich.

Die Anregungen wurden teilweise berücksichtigt,
insbesondere bei der Erschließungsplanung und

durch Hinweise im Bebauungsplan Nr. Vll4. Die

sonstigen Hinweise und Empfehlungen des Landes-

betriebs Straßen NRw wurden zur Kenntnis genom-

men.

Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Helns-

ber&/viersen, s€hreiben vom 09,05.2019

Kritik on dü geplonten lnonspruchnohme bisher

londwirtschoftlich genutzter Flöchen für externe

Kompensotionsmoßnohmen. Stottdessen soll § 75,

Abs. j BNotSchG störker berücksichtigt werden:

Da keine Begrenzung der Flächen vorliegt, die ehe-

mals als Betriebsflächen zugelassen waren und dies-

bezügliche Recherchen kein Ergebnis brachten,

konnte keine Zuordnung erfolgen. Die Eingriffs- Aus-

gleichsbilanzierung ist auf den aktuell vorgefunde-

nen Zustand angewendet worden. Dem Charakter

der durch Sukzession entstandenen Gehölzflächen

wurde Rechnung getra8en, indem sie in der Bilanzie-

rung mit 5 anstatt 6 Punkten bewertet wurden.

Naturschutzbund Deutschland - NABU, l(reisver-

band Heinsber& Schreiben vom 17.05.2019 und
09.08.2019 sowie 04.05.2020

Eine wiedernutzung der Gewerbeflöchenbroche
wurde grundsdtzlich begrüßt, jedoch sieht der NABU

eine höhere Wertigkeit der Plongebietsflöche ols in

der Attenschutzprüfung (ASP l) und den Bebouungs-

plonunterldgen dorgelegt. Die ,,Trennung von Rück-

bou und Bebouungsplonoufstellung" wurde kritisiert
und u. A. die ortenschutzbezogene Bestondsetds-

sung für unzureichend gehdlten. Die Einschtitzung,

doss pldnungsrelevante Arten im Plongebiet nicht

vorkommen bzw. durch die Plonung betrolfen wer-

den, wurde für folsch gehdlten und entsprechende

verbesserungsvorschlöge zur Artenschutzprüfung

wurden eingereicht.

oer NABU schlug oußerdem vor, einen ousreichend
großen Abstond zum (ongrenzenden) Eiotop zu hol-

ten und die Gewerbelärmimmissionen entsprechend
zu begrenzen, um Störunqen der okustischen wohr-
ne h mu n g, Ko m m u n ikotio n u nd ve r h o lte nswe ise n d e r
Vögel durch Schollemissionen vorzubeugen.

Er befütchtete Beeinträchtiqunqen (der Tiewelt)
durch Fldchenverluste, Nutzunqen etc. wie z. B. Lörm,

Licht und Eewegungen, Verkleinerung der Nohrungs-

hobitote oufgrund der künftig steigenden versiege-

lung.

Als Ersotzmoßnohmen für den Abriss von Geböuden

fordefte der NASU die Außtellung von drei Arten'
sc h utzt ü rme n o n ve rsch ie d e n e xpo n i e rte n Ste I le n vo n

Plongebiet und westlich ongrenzenden Fliichen um

(ongenommenen) verlust bereits entfernter Foft-
pflonzungs- und Ruhestötten zu kompensieren und

ols Rückzugsmöglichkeiten, Nist- und Schutztäume

für gefährdete vogel und Fledermdusarten.

Anrequng, zum Schutz von Fledermöusen, nochtokti-

ven vögeln und lnseken ouf Außenbeleuchtungen,

wie z. 8. beleuchtete werbefldchen oder Gebdudebe-

leuchtungen weitestgehend zu verzichten und weit

reichende horizontole Abstrohlungen sowie veftikole

Abstrohlungen noch oben bereits im Bebouungsplon

zu untersogen.

Forderung noch einem Biotopvefuund "Altobgro'
bung-Gewerbegebiet-wossetwerksgelände" durch

einen mindestens 1G20 m breiten Grünstreifen und
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beidseitige Verengung der Stroße (L 3), so doss nur
noch Linienbusse, Rettungsfdhrzeuge und Anlieger U-
eve koven du rchfo hre n kö nne n.

Anregung/Forderung, die Moßnohmenkonzeption
zu r a rtensch utzrechtliche n Kompe nsotio n z u übe ro r-
beiten.

Kritik on der Nochvollziehborkeit der Eingriffs-/Aus-
gleichbildnzierung und Anregung, eine Korte mit den

bewefteten Eestonds- und Plonungsflächen zu er-
gänzen.

Kritik on der (plonungsrechtlich nicht ousgeschlosse-
nen) Möglichkeit der Ansiedlung einer Tonkstelle im
Plongebiet oufgrund der gepldnten Wasserschutz-

zone lll A der Wassergewinnungsanloge lJevekoven.

Anregung, den Stromonschluss im Plangebiet ouJ
hohe Lode le istunge n fü r Ele ktro mobilität o uszu lege n

und die Solorenerg'tenutzung im Bebouungsplan ver-
pfl ichte nd fe stz u setz e n.

Anregung, einen Erörterungstermin zwischen Plan-
geberin, NABU, Anwohnern ous Llevekoven und dem
Eigentümer der Grundstücksflächen im Plongebiet
durchzuführen.

Der Anregung, einen Erörterungstermin mit dem
NABU und Einwendern aus der Öffentlichkeit durch-
zuführen, wurde nicht gefolgt, da die öffentlichkeit,
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen
Beteiligung nach den §§ 3,4 Baugesetzbuch (BauGB)

Gelegenheit hatten, sich zur Planung zu äußern.

Kritik, weitere Hinweise und Annahmen des NABU

wurden zur Kenntnis genommen. Den Bedenken
wurde nicht gefolgt:

Ein Erfordernis, die Umwelt- und die Artenschutzprü-
fung sowie den landschaftspflegerischen Fachbei-
trag nach der öffentlichen Auslegung (nochmals) zu
überarbeiten, wurde von der Stadt Wegberg, in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des
Kreises Heinsberg, nicht gesehen.

Auf verbindliche Festsetzungen zur Solarenergienut-
zung wurde im Bebauungsplan verziclitet, da ver-
schiedene Alternativen für die Nutzung regenerati-
ver Energiequellen und nachhaltiges Wirtschaften

bestehen und sich technische Möglichkeiten (im Ver-
gleich zu der üblicherweise langfristigen Geltungs-

dauer eines Bebauungsplans) rasch weiter entwi-
ckeln. Die künftigen Eigentümer im Gewerbegebiet
sollen deshalb nicht allein auf die Solarenergienut-
zung beschränkt bzw. dazu verpflichtet werden. Die

Bereitstellung von Schnellladesäulen (zur Förderung
der Elektromobilität) wird nicht im Bebauungsplan
geregelt, sondern kann im Zuge der Planrealisierung
erfolgen, z. B. durch Unterbringung von Ladesäulen

in der öffentlichen Verkehrsfläche bzw. im Parkstrei-
fen.

Der (indirekt vorgebrachten) Anregung, Tankstellen
im Bebauungsplan Vll4 als Nutzung auszuschließen,
wurde nicht gefolgt. Der Bebauungsplan spiegelt die
rechtliche Ausgangssituation zum Zeitpunkt seiner
Aufstellung wider. Nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften getroffene Festsetzungen, gemeindliche

Regelungen zum Anschluss- und Benutzungszwang

sowie Denkmäler nach Landesrecht sollen gemäß § 9

Abs.6 Baugesetzbuch (BauGB) in den Bebauungs-
plan nachrichtlich übernommen werden, soweit sie
zu seinem Verständnis oder für die städtebauliche
Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder
zweckmäßig sind. Zum Zeitpunkt der Bebauungs-
planaufstellung war eine (neue) Wasserschutzge-

bietsverordnung, die auch das Plangebiet erfasst
(noch) nicht rechtswirksam und demnach auch nicht
notwendigerweise nachrichtlich in den Bebauungs-
plan zu übernehmen. Auch bestand, aus Sicht der
Verwaltung, kein unmittelbares Erfordernis, z. B.

Tankstellen, die nach § 8 Abs. 2 Nr.3 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) zu den allgemein zulässigen
Nutzungen in einem Ge-werbegebiet zählen, im
Plangebiet auszuschließen: (Bauliche) Nutzungen im
Plangebiet werden nicht allein aufGrundlage des Be-
bauungsplans unmittelbar zulässig, sondern ihre Ge-
nehmigungsfähigkeit richtet sich immer auch nach
den sonstigen Rechts-vorgaben, die zum Zeitpunkt
der (Bau-) Antragsstellung für ein Vorhaben gelten.
Dies betrifft auch eine Wasserschutzgebietsverord-
nung, sobald diese rechtswirksam geworden ist. tn-
sofern entscheidet die Genehmigungsbehörde über
ein Baugesuch nach den dann aktuellgeltenden Vor-
gaben. Aus diesen Gründen wurde im Bebauungs-
plan unter Punkt 4.5 darauf hingewiesen, dass sich
eine neue Wasserschutzgebietsverordnung in Erar-
beitung befindet, die auch das plangebiet erfasst.
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Der Ausgleich des naturschutzrechtlich relevanten
Eingriffs durch die Bauleitplanung kann gemäß § 1a

Abs. 3 BaUGB sowohldurch Maßnahmen und auf Flä-

chen für Maßnahmen innerhalb als auch außerhalb
von Plangebieten bzw. Eingriffsorten erfolgen. So ist

es Maßnahmenkonzept zum Bebauungsplan Nr. Vll-

4 vorgesehen. Aus diesen Gründen sah die Stadt

we8berg keine veranlassung, von dem Maßnah-
menkonzept im Umweltbericht und Landschaftspfle-

Berischen Fachbeitrag des Büros Rebstock (Novem:

ber 2019)zum Bebauungsplan Nr. Vll-4 abzuweichen
und stattdessen dem Vorschlag des NABU, den Aus-
gleich an anderer Stelle als der geplanten vorzuse-

hen, zu folgen. Ferner wurde die Entwicklung (neuer)

oder ergänzender Strukturen in einem Biotopver-
bund, wie vom NABU angeregt, nicht als Aufgabe der
kommunalen Bauleitplanung gesehen.

Ebenfalls nicht gefolgt wurde der Anregung des

NABU, ein neues Winterquanier für Fledermäuse zu

schaffen. Der Verwaltung (wie auch dem NABU) la-

gen weder Belege dafür vor, dass sich im Plangebiet

tatsächlich winterquartiere befunden haben, noch

dass es bei den Abrissmaßnahmen zu Störun8en o-

der zur Tötung von Tieren bzw. zu Verstößen gegen

§ 44 ENatSchG gekommen ist. Auch seitens der Un-

teren Naturschutzbehörde als zuständiger Ord-

nungs- und Kontrollbehörde wurden keine Anhalts-
punkte hierfür eingebracht.

Die Feststellung des NABU hinsichtlich der in § 44

Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) verankerten
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ist 2war

richtig. oie Ahndung etwaiger Verstöße Be8en § 44

BNatschG ist iedoch nicht AufSabe der kommunalen

Bauleitplanung. Aus den genannten Gründen sah die

Stadt wegberg keine Notwendi8keit, ein neues Win-

terquartier als Ersatz zu schaffen.

NEw AG/ west Verkehrs GmbH, schreiben vom

08.05.2019 sowie 09.03'2020

Anregung, etwd om Einmündungsbereich Plan-

stroße/L 3 eine Stotionslltiche in den Abmessungen

von 4 m x 6 m zur Sicherung der stromversorgung im

Plongebiet vonusehen-

Die Anregung wurde berücksichtiSt. lm Bebauungs-

plan ist an der gewünschten Position (Einmündungs-

bereich Planstraße/L 3) in den geforderten Abmes-

sungen eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung,,Elektrizität" festgesetzt worden.

4.2 öffentlichkeit

Die eingegangenen stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit bezogen sich im wesentlichen auf:

r angenommene Mängel in Verkehrsführung
und {icherheit sowie Querschnittsgestaltung
der Erkelenzer Straße (L 3) im Bestand und bei

zukünft iger Anbindung des Gewerbegebiets
. das künftige Verkehrsaufkommen und Be-

fürchtungen über daraus ggf. resultierende
(weitere) sicherheitsmängel (in Uevekoven)

, die Berücksichtigung der geplanten Wasser-

schutzzone lll A der WG Wegberg-Uevekoven
. den Lärmimmissionsschutz und
. Kritik an der Artenschutz- und Umweltprüfung,

Annahme einer un2ureichenden Berückichti-
gung arten- und naturschutzrechtlicher Be-

lange in der Bauleitplanung.

Die vorgebrachten Anregungen wurden teilweise be-

rücksichtigt. Die Hinweise, persönliche Auffassungen

und (ritik aus der öffentlichkeit wurden zur Kenntnis
genommen. Den geäußerten Bedenken ist die Plan-
geberin dagegen nicht gefolgt. Überarbeitungsbe-

darf an den Bebauungsplanunterlagen und Fachgut-

achten bzw. -planungen, wie teilweise aus der öf-
fentlichkeit angeregt, wurde seitens der Plangeberin

nach der öffentlichen Auslegung nicht gesehen.

Der Anregung, verkehrsberuhigungsmaßnahmen

auf der L 3 in Uevekoven, als Voraussetzung für die

Umsetzung des Bebauungsplans Vll4 durchzufüh-

ren, wurde nicht gefolgt. Dasselbe gilt für die Anre-
gung, den Knotenpunkt Grenzlandring/ L 3 im zuge

der Bebauungsplanaufstellung weitergehend zu be-

trachten. Der AnreSung, im Bebauungsplan einen

Hinweis auf eine ggf. zukünftige NotwendiSkeit und

Durchführung von Straßenumbaumaßnahmen an

der L 3 aufzunehmen wurde ebenfalls nicht gefolgt.

Der Landesbetrieb Straßenbau NRw plant derzeit

weder Straßenumbaumaßnahmen an der Erkelenzer

Straße (L 3) noch hat der Straßenbaulastträger im zu-

sammenhang mit der Eauleitplanung die Erforder-

lichkeit von solchen Maßnahmen geäußert, wie sie

aus der öffentlichkeit angeregt wurden.
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Der Anregung, die konkreten Anforderungen an Vor-
haben innerhalb einer festgesetzten Wasserschutz-

zone lllA im Bebauungsplan Vll-4 darzustellen,
wurde nicht gefolgt. Auch der Anregung, Tankstellen
im Gewerbegebiet auszuschließen, wurde nicht ge-

fol$.

Die Anregung, in das (landschaftspflegerische) Maß-
nahmenkonzept die Schaffung von Ersatzquanieren
für den vermuteten Wegfall bisheriger Quartiere
(von Fledermäusen) im Plangebiet aufzunehmen,
wurde nicht berücksichtigt. Die entsprechende Erfor-
derlichkeit wurde seitens der Plangeberin nicht gese-

hen (vgl. auch Abwägung der Stellungnahme des

NABU}.

Zusammenfassend wurden folgende Anregungen
aus der öffentlichkeit vorgebracht:

Schreiben aus der öffentlichkeit vom 16.05.2019
(Bürger-lD 121451

ln der Stellungnohme wurde die Bedeutung der Er-

kelenzer Stroße (L 3) ols Schulwegverbindung zwi-
schen Uevekoven und wegberg heNorgehoben, das

Fehlen von Rodwegen/Rodverkehrsonlogen on der L

3 kritisiert und im Wesentlichen eine Verbesserung

der Verkehrssicherheit durch verschiedene Moßnoh-
men gefordeft. (Neue) Einmündungen an der, ous

Sicht der Einwender, stark befahrenen Erkelenzer

Stroße sollten oul ein Mindestmoß beschränkt wer-
den, um die Verkehrssitudtion für Fußgönger und
Rodfohrer nicht zu verschiirfen.

Schreiben aus der öffentlichkeit vom 15,05.2019
(Bürger-lD 12163)

Forderung Verbesserung der Verkehrssicherheit lür
n ic ht moto r is ie rte Ve rke h rste i I n e h me r, i nsbe so nd e re
Kinder, on der L 3 im Ortsteil Uevekoven, noch einem

,,ousgereiften, verpflichtenden Verkehrskonzept im
Vorfeld der Bouleitpldnung" sowie einem Moßnoh-
menkonzepts für sichere Fuß- und Rodwege.

Kritik on der möglichen Ansiedlung einer Tonkstelle
im Plongebiet, do sich dieses in der geplonten Wos-
serschutzzone lll A der Wossergewinnungsonloge u-
evekoven befindet und Forderung, ouf diese Nut-
zungsort und ondere,,wosseryefährliche Anlagen"
sowie ouf die Versickerung des onlollenden Obeild-
chenwossers von Verkehrsflächen im plongebiet zu
verzichten.

Hinweis ouf die teilweise Loge des plongebiets im
Lo n dsch dftss ch u tz g eb ie t,,Schwo I m p I otte " u n d i n n e r-
h o I b d e r 8 ioto pve rb u n d sf I ä che VB-K 480 3 -OO8 s o w ie

ouJ die ongrenzende schut2würdige Biotopflöche 8K-

4803-M8 in der Umgebung, der die Schoffung eines

G e w e rbeg e b i e ts w i d e rsp re ch e.

Dos Plongebiet stelle den nördlichen Teil der Bio-

topverbundflöche dar, die die Gehölze westlich von

Uevekoven mit dem Noturschutzqebiet Tüschenbroi-

cher Wald verbinde. Durch die Umsetzung der qou-

leitplonung würden,,die letzten Biotopverbundflö-
chen im Norden und Osten von der restlichen Ver-

bundfläche Richtung Tüschenbroicher Wold" ge-

trennt. Die qeplonten (externen) Ausgleichsllächen
M 5 und M 6 sollten doher in den Biotopverbund auf-
genommen und überlegt werden, wie der Biotopver-
bund Richtunq wosserwerk oufrecht erhalten blei-
ben konn.

Auffossung, doss die Dorstellung des Bebduungspl-

angebiets dls ,,Allgemeiner Freiroum- und Agrorbe-

reich" im Regionalplon Köln der Eouleitplanung, ent-
gegenstünde.

Forderung, doss im Zuge der Umweltprüfung die im
Pldngebiet und in der Umgebung vorkommenden
Tierorten erfosst und die Auswirkungen der Plonung

ouf Tiere, Pfldnzen und Eiotope dorgelegt werden.

Forderung donoch, doss die Richtwerte für dds im
Flächennuaungsplon ols Reines Wohngebiet dorge-
stellte Gebiet des Grobenwegs, dos zukünftig zu er-
schließende Reine Wohngebiet südlich der G.-Hdupt-
mann-'troße und dos geplonte, direkt südlich on-
grenzende Mischgebiet in der schalltechnischen Un-

te rs uc h u ng be rüc ks i chti g t we rde n.

Kritik on der Flächenversiegelung, die mit der Umset-
zung der Eouleitplonung unweigerlich verbunden
sein wird und on mongelndet Nochhaltigkeit der Plo-

nung,

Kritik an den lnholten, der Nochvollziehborkeit und
den Ergebnissen der Artenschutzprüfung l.

Forderung, den Bebouungsplon und die Fachgutdch-
ten im HinblickouJdie ongeführten Punkte, insbeson-
dere VerkehL Wosserschutzzone und Artenschutz zu

übe rorbeite n.
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Schreiben aus der öffentlichkeit vom 15.05.2019
(Bürger-lD 12164)

Die geplonte Anbindung det Plonstroße on die L 3 mit
einer T-Einmündung wurde, besonders im Hinblick

ouf den porollel verloufenden Schulweg verbunden

mit einem zu erwortenden Anstieg des verkehrsouf-

kommens, ols kritisch und ols erhebliches Gefohren-
potenziol gesehen. Gefordertwurde, im zuge der Plo-

nung zu prüfen, ob dndere Formen der Anbindung
(Kreisverkehr o.ö.) geeigneter sind, die - neben der
Erschließung des Gewerbegebiets -auch Aspekte wie

Te m pore d u z ie ru ng u nd v e rke h rsbe ru hig u ng be i n h o l-

teten.

Schreiben aus der öffentlichkeit vom 15.05.2019

(Bürger-lD 12165)

Forderung noch Verbesserung der verkehrlichen Situ-

otion und der Verkehrssicherheit dn der L 3 im Orts-

teil Uevekoven und Anregung, ein (longfristiges, bin-
dendes) verkehrskonzept für den ortsteil erorbeiten
(zu lossen).

Schreiben aus der öffentlichkeit vom 17,05.2019

(Bürger-lD 122611

Es wurden Bedenken gegen die Umsetzung des Be-

bouungsplons geöußert, welcher Ndturschutz und
Tietwohl entgegenstünde, da Beeintrdchtigungen,
z. B. lür vögel, lnseken, Fledermäuse und Wild be-

fürchtet werden.

schreiben aus der öffentlichkeit vom 17.05.2019

{BürgerlD 12263}

Forderu ng ndch einer fochlichen Stellu ngno hme, wel-

che der im Schreiben aulgelührten Moßnohmen, z. B.

zur verkehßberuhigung und zur Erhöhung der ver-

kehrssicherheit, on der L i im zuge der Erschließung

des Gewerbegebiets Erkelenzer Stroße umqesetzt

werden könnten.

schreiben aus der öffentlichkeit vom 27.04.2020
(Bürger-lD 1)

Anregung/Forderung, den Bebauungsplon oulgrund
der vorgebrdchten Einwände bezügIich ve*ehrlichet
Erschließung, zulössiger Nutzungsoften (insbeson-

dere Einzelhondel/Tdnkstelle), wosserschutz, Nie-

derschlagswosserbeeitigung, Artenschutz, Bio'

topvefuund, Begrünungsmaßnahmen, zu überorbei-

ten und die Verkehrssituotion in Ltevekoven zu be-

ochten.

schreiben aus der öffentlichkeit vom 03.05.2020
(BürgerlD 2)

Forderung bzw. Anregung, den Bebouungsplon so

dnzupossen, doss die Sicherheit des Fußgänger- und

Radverkehrs durch Uevekoven zumindest nicht nego-

tiv beeinflusst und ,,mögliche Verbesserungen det Si-

tudtion in Zukunft über ondere Vetohren nicht be-

hindert" würden, Dozu wurden verschiedene vor-
schläge gemocht.

Forde ru ng/Anregung, von de r Ansiedlu ng ei ner To nk-

stelle im Plangebiet bzw. in der geplonten wdsser-

schutzzone lll A des ehemals rechtswirksom verord-

n ete n W o sse rsch utzge b iets W e g be rg-Ueve kove n Ab -

stand zu nehmen.
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5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Vermeidung entstehender Umweltauswirkungen
lässt sich in erster Linie durch alternative Standor-
tentscheidun8en erreichen. Dabei ist zu prüfen, ob
an einem anderen Standort bei vergleichbaren Maß-

nahmen geringere Auswirkungen zu erwarten sind.

Die Alternativenprüfung ist im Umweltbericht zum
Bebauungsplan Nr. Vll-4 erfolgt.

Standort- oder konzeptionelle Alternativen zu der
Festsetzung gewerblicher Bauflächen im Plangebiet

bestehen - unter Berücksichtigung der Planzielset-

zungen - demnach nicht.

Wesentliches Ziel der Bebauungsplanaufstellung ist
die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Wiedernutzung der Flächen einer ehema-
ligen Ziegelei in Uevekoven (Gewerbebrache).

Die Bauleitplanung war daher standortgebunden
und ohne räumliche Alternativen.
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Abbildungen

Abbildung 1: Anlage 2 zum Aufstellungsbeschluss vom 16. Juni 2016 -
Räumlicher Geltungsbereich

Abbildung 2: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauun8splans Vll-4
(Entwurf, Februar 2020)

Abbildung 3: Bebauungsplanentwurf Nr. Vll-4 (Februar 2020)
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Diese zusammenfassende Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB wird dem Bebau-
ungsplan Vll-04, Uevekoven - Gewerbegebiet Erkelenzer Straße beigefügt.

Wegberg, den 08.12.2020

Der Bürgermeister

ln Vertretu

(Frank

Techn. Beigeordneter
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